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Europäisches Instrument zur vorübergehenden Hilfe zur Verringerung des Arbeitslosigkeitsrisikos in Notlagen (SURE)
Die EU-Kommission hat jetzt zur Bewältigung der Corona- und Nach Corona-Krisen einen Vorschlag zur finanziellen Unterstützung von Kurzarbeitergeld und ähnlichen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in den Mitgliedsländern vorgelegt. Danach sollen Mitgliedsstaaten um finanzielle Unterstützung ersuchen können, wenn ihre geplanten und tatsächlichen öffentlichen Ausgaben infolge Corona plötzlich und stark gestiegen sind. Diese Finanzhilfen sollen zur Unterstützung nationaler Regelungen für Kurzarbeit und ähnlichen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zum Erhalt von Arbeitsplätzen sowie den Schutz vor Arbeitslosigkeit eingesetzt werden. 
die Höhe der EU-Corona-Finanzhilfen soll 100 Mrd. Euro umfassen. Selbst 100 Mrd. Euro könnten gemessen an dem Ausgabevorlumen in Deutschland nach der Lehmann-Pleite für Kurarbeitergeld von 20 Mrd. Euro bei der bereits erfolgten bzw. noch zu erwarteten Vernichtung von Arbeitsplätzen und Einkommen durch die Corona Krise kaum ausreichen.
Über die Gewährung einer derartigen Finanzhilfe soll der Ministerrat – mithin die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsländer – auf Vorschlag der Kommission entscheiden. Dabei erfolgt neben der Festlegung der finanziellen Merkmale wie Betrag, Laufzeit, Zinsen und Tranchen auch eine Bewertung der nationalen Kurzarbeitergeldregelungen bzw. ähnlicher Maßnahmen, die finanziell unterstützt werden können.
Diese vorübergehende Unterstützung im Rahmen des vorgeschlagenen SURE Instruments soll als Darlehen gewährt werden. Dazu kann die Kommission Anleihen begeben, die durch freiwillige Garantien der Mitgliedsländer zu besichern sind. Dazu sollen Vereinbarungen zwischen der Kommission und dem jeweiligen Mitgliedsland getroffen werden.

Bewertung

Aus meiner Sicht ist dazu folgende Bewertung vorzunehmen: Grundsätzlich ist diese Initiative der EU-Kommission zu begrüßen, zur Bewältigung der Corona- und Nach-Corona-Krisen das Instrument der Kurzarbeit oder ähnlicher arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen einzusetzen.

Allerdings habe ich erhebliche Zweifel an einer derartigen umfangreichen finanziellen Solidarität der Mitgliedsstaaten und der Übernahme finanzieller Garantien. 

- Zum einen hat die Kurzarbeitergeldregelung in Deutschland nach der Lehmann-Pleite 2008/2009 gezeigt, dass es sich hierbei um ein zwar hoch wirksames, aber auch sehr teures Instrument handelt. Deshalb hat die BA in den vergangenen guten Jahren zu Recht darauf gedrungen, dass die wachsenden Überschüsse – derzeit 28 Mrd. Euro – zumindest zum überwiegenden Teil nicht für Beitragssatzsenkungen eingesetzt werden, sondern zur Krisenbewältigung erhalten bleiben. Dies gilt aber kaum für eines der derzeitigen Corona Krisenländer – vor allem Italien, Spanien und auch Frankreich.

- Darüber hinaus haben gerade diese Corona-Krisenländer bislang kaum eine wirksame Kurzarbeitergeldregelung bzw. ähnliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zum Erhalt der Arbeitsplätze sowie Schutz der Arbeitnehmer und Selbstständigen vor und bei Arbeitslosigkeit.

- Eine der BA vergleichbare finanzielle Rücklage für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in Krisenzeiten ist nicht vorhanden.

- Vielmehr leiden diese Länder seit Jahren unter einer hohen Verschuldung, die sich mit weiteren Darlehen erheblich verschärfen dürfte.
Mögliche Lösungswege

Als dringende kurzfristige Finanzhilfen wären zunächst (wie die Kommission in ihrer Investitionsoffensive vorgeschlagen hat) die vorhandenen Strukturfonds – vor allem der Europäische Sozialfonds, der EU-Regionalfonds sowie der Kohäsionsfonds  – auf derartige Unterstützung von Kurzarbeitergeld und ähnliche Regelungen auszurichten.

Auf mittlere und längere Sicht ist ein verbindliches EU-Rechtsinstrument zu schaffen, dass Mitgliedsstaaten verpflichtet, im Rahmen ihrer Arbeitslosenversicherung und Arbeitsmarktpolitik Kurzarbeitergeldregelungen einzuführen. Diese sind zunächst aus finanziellen Mitteln und nach Finanzmodalitäten der Mitgliedsstaaten selbst zu finanzieren. Gemäß den Regelungen des Europäischen Sozialfonds können für Krisenländer derartige Maßnahmen zur Hälfte von der EU erstattet werden.
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